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Einleitung
Intern�tion�l, solid�risch und bereit für eine bessere Zukunft – so möchten wir hier im
Dreiländereck leben. Gemeins�m mit Euch und Ihnen wollen wir unsere Region weiterentwickeln
zu einem �rt, �n dem wir �lle gut leben können, �n dem wir für unsere Probleme gemeins�m die
besten Lösungen finden und �lles Notwendige tun, d�mit wir �uf die Her�usforderungen des
Klim�w�ndels vorbereitet sind und �uch morgen noch eine gute und int�kte Umwelt vorfinden.
�b A�chen, ob B�esweiler oder Monsch�u – wir wollen lebendige Städte und Gemeinden, in denen
sich �lle gerne �ufh�lten. In denen es nicht bloß um Konsum, Verkehr und P�rkpl�tzsuche geht. In
denen �uch die Jüngsten und die Ältesten �uf den Str�ßen sicher sind. Städte und Gemeinden, in
denen jede*r eine bez�hlb�re und �ngemessene Wohnung findet. In denen m�n gut, günstig und
zuverlässig mit öffentlichen Verkehrsmitteln zur KiT�, zur Schule und zur Arbeit kommt. �der
ebenso gut mit dem F�hrr�d.
Wir wollen in diesen schwierigen Zeiten gesellsch�ftliche Fortschritte verteidigen und unser
solid�risches Zus�mmenleben schützen. Niem�nd soll Angst h�ben, wegen seines Aussehens, der
Herkunft, seiner geschlechtlichen Identität, sexuellen �rientierung oder seiner körperlichen
Verf�ssung �usgegrenzt oder g�r �ngegriffen zu werden.
In diesem Progr�mm wollen wir �n einigen Punkten zeigen, wie wir Dinge �nders m�chen möchten:
solid�rischer, gerechter, ökologischer – d�mit es uns �llen besser geht in A�chen, Alsdorf,
B�esweiler, Eschweiler, Herzogenr�th, Monsch�u, Roetgen, Simmer�th, Stolberg und Würselen.
D�zu br�uchen wir eine st�rke Linke in den St�dt- und Gemeinderäten, im Städteregionst�g und in
den A�chener Bezirksvertretungen. Deine und Ihre Stimme �m 14. September k�nn d�zu beitr�gen.
Armut bekämpfen – Lebensst�nd�rd sichern
Armut ist kein individuelles Vers�gen, sondern ein strukturelles Problem, d�s entschlossen �uf
kommun�ler Ebene bekämpft werden muss. Wir fordern die Einführung eines kommun�len
Existenzsicherungsfonds, der gezielt Menschen in prekärer Beschäftigung und Aufstocker*innen
unterstützt. Gleichzeitig setzen wir uns für eine kommun�le T�riftreuepflicht ein: Öffentliche
Aufträge dürfen nur �n Unternehmen mit T�rifbindung vergeben werden.
In �llen St�dtteilen muss es gezielte M�ßn�hmen gegen Armut geben – insbesondere dort, wo
sozi�le Ausgrenzung �m stärksten spürb�r ist. Wir fordern Qu�rtiersfonds für ben�chteiligte Viertel,
die sozi�le Projekte wie N�chb�rsch�ftstreffen Mitt�gstische oder Lernhilfen unkompliziert fördern.



Schulische Armutsprävention muss gestärkt werden – mit kostenlosen Schulfrühstücken, enger
Zus�mmen�rbeit mit Jugendzentren und multiprofessionellen Te�ms �n Schulen.
Öffentliche D�seinsvorsorge �usb�uen – Für �lle st�tt für Profite
Wir stehen für den Erh�lt und den Ausb�u der öffentlichen D�seinsvorsorge. Der städtische
Wohnungsb�u muss m�ssiv �usgeb�ut und b�rrierefrei gest�ltet werden. Gleichzeitig wollen wir
mit den kommun�len Energiegesellsch�ften f�ire Energiepreise sichern und Stromsperren durch
Härtef�llfonds verhindern.
Auch digit�le Teilh�be gehört heute zur öffentlichen Grundversorgung: Wir setzen uns für ein
kommun�les Förderprogr�mm für Internet�nschlüsse und digit�le Endgeräte ein –
insbesondere für einkommensschw�che H�ush�lte. Öffentliche Termin�ls und mobile
Ber�tungste�ms sollen den Zug�ng zu digit�len Angeboten erleichtern.
Gesundheit ist ein Menschenrecht – und keine W�re
Gesundheit d�rf nicht vom Geldbeutel oder Wohnort �bhängen. Wir fordern den Aufb�u von
Gesundheitskiosken in jedem St�dtteil, die kostenfreie und niedrigschwellige Ber�tung �nbieten
– kombiniert mit mobilen Angeboten wie dem DocMobil. Die kommun�le Suchthilfe muss gestärkt
und durch einen Drogenkonsumr�um ergänzt werden, um Gesundheit zu schützen und den
öffentlichen R�um zu entl�sten.
Besondere Aufmerks�mkeit gilt der psychischen Gesundheit: Wir fordern den 24/7-
Krisennotdienst für Kinder, Jugendliche und Erw�chsene sowie kostenlose und sofort erreichb�re
psychologische Ber�tung. Kr�nkenhäuser sollen in öffentlicher H�nd bleiben – Priv�tisierungen
lehnen wir strikt �b.
Inklusion r�dik�l umsetzen – Teilh�be für �lle sichern
Inklusion ist ein Menschenrecht. Der A�chener Aktionspl�n Inklusion muss mit verbindlichen
Umsetzungsfristen und kl�ren Ver�ntwortlichkeiten versehen werden. Wir fordern selbstverw�ltete
Wohnprojekte und Arbeitsplätze im ersten Arbeitsm�rkt für Menschen mit Behinderungen,
b�rrierefreie Kunst-, Kultur- und Sport�ngebote sowie verpflichtende Schulungen in
B�rrierefreiheit, Antidiskriminierung und inklusiver Verw�ltung für �lle städtischen
Mit�rbeitenden.
Auch Neurodiversität muss �ls Teil kommun�ler Vielf�lt �nerk�nnt werden: Eine
Sensibilisierungsk�mp�gne zu Autismus, ADHS oder Dysk�lkulie soll gesellsch�ftliches
Verständnis stärken.
Pflege, Geburt und Gesundheit – kommun�l, menschlich, zugänglich
Die St�dt A�chen br�ucht ein öffentlich getr�genes Geburtsh�us und eine flächendeckende
Förderung von Heb�mmenpr�xen sowie mobilen Geburtste�ms. Schw�ngersch�ftskonflikt-
Ber�tungsstellen müssen für �lle Betroffenen erreichb�r und kostenfrei sein.
In der Pflege setzen wir �uf wohnortn�he, gemeinsch�ftliche Pflege-WGs st�tt große Heime. Ein
Pflege-Notf�ll-Dienst soll pflegende Angehörige kurzfristig entl�sten.
Pflegedienste br�uchen bessere Arbeitsbedingungen – d�für fordern wir erleichterte
P�rkmöglichkeiten im St�dtgebiet, mehr Pflegeber�tung und flexible Unterstützungs�ngebote für
F�milien im Schichtdienst.
Teilh�be in jedem Lebens�lter – gegen Kinder- und Alters�rmut
Kinder�rmut muss strukturell bekämpft werden: mit einem kommun�len Kinder�rmutskonzept,
kostenlosen Kit�-Plätzen, besseres und kostenloses Schulessen sowie einer Stärkung der
schulischen Sozi�l�rbeit. Für ältere Menschen fordern wir einen Senior*innen-Teilh�bep�ss, der
kostenlose kulturelle und sozi�le Angebote ermöglicht.



Mehrgener�tionenhäuser, gemeinsch�ftliches Wohnen und gener�tionenübergreifende Treffpunkte
stärken d�s sozi�le Mitein�nder – sie müssen gezielt gefördert werden.
Queeres Leben sichtb�r und sicher m�chen
Unsere Region ist vielfältig – diese Vielf�lt muss geschützt und sichtb�r gem�cht werden. Wir
setzen uns für den Aufb�u eines queeren Zentrums in A�chen ein, d�s Ber�tung, Kultur und
Schutzräume bietet. Queere Jugend�rbeit muss �usgeb�ut und Verw�ltungsmit�rbeitende zu
queeren Lebensre�litäten geschult werden. Regenbogen-Kompetenz gehört zur modernen
Sozi�lpolitik.
Gew�ltschutzkonzepte in städtischen Einrichtungen müssen queere Perspektiven mitdenken –
Anl�ufstellen für Betroffene queerfeindlicher Gew�lt br�uchen mehr Sichtb�rkeit und Ressourcen.
�bd�chlosigkeit beenden – Housing First umsetzen
Niem�nd d�rf ohne D�ch über dem Kopf leben müssen. Wir fordern ein kommun�les Housing-
First-Projekt mit intensiver sozi�ler Begleitung.
�bd�chlosigkeit ist keine N�turk�t�strophe, sondern ein politisch lösb�res Problem. Mit dem
Housing-First-Ans�tz gibt es ein erprobtes Modell, d�s nicht �uf Notschl�fstellen, sondern �uf
d�uerh�fte Wohnungen mit begleitender, freiwilliger Unterstützung setzt. Wir br�uchen deutlich
mehr �ls die wenigen Wohnungen, die �ktuell zur Verfügung stehen.
Ergänzt werden soll d�s durch sichtb�re Aktionen wie die Ausstellung „Gesichter von Aachen“ und
niedrigschwellige Angebote wie Sonnt�gsfrühstücke im öffentlichen R�um.
Sozi�le Infr�struktur �usb�uen – vor �rt, offen und zugänglich
Die sozi�le Infr�struktur muss deutlich gestärkt werden: St�dtteilzentren und Begegnungsorte für
Jung und Alt müssen �usgeb�ut, die Sozi�l�rbeit �ufgestockt und die Bürger*innenber�tung vor
�rt und online erweitert werden. Auch in Krisenzeiten br�ucht es verlässliche Inform�tion und
Hilfe – etw� über eine mehrspr�chige städtische Krisen-App, eine zentr�le Pl�ttform für
Notf�ll�ngebote und digit�le Soforthilfe.
Wohnen ist Menschenrecht
D�s Menschenrecht �uf �ngemessenes Wohnen ist sowohl in der „Allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte“ �ls �uch im UN-Sozi�lp�kt ver�nkert. Dies sind keine unverbindlichen
Absichtserklärungen: Sie g�r�ntieren �llen Menschen Rechte, die kein St��t gefährden d�rf bzw.
deren Einh�ltung ein St��t sicherstellen muss.
Wohnen für Alle: sozi�l, bez�hlb�r, öffentlich
Während immer mehr Menschen von ihrer Arbeit schlecht oder g�r nicht mehr leben können,
steigen vielerorts die Mieten und über�ll die Nebenkosten. In A�chen, �ber �uch in immer mehr
Kommunen des Altkreises, ist der M�ngel �n bez�hlb�rem Wohnr�um für viele Menschen zu einer
existenziellen Fr�ge geworden. Große Teile der Innenst�dt werden von priv�ten Investor*innen für
Besserverdienende bewirtsch�ftet. Gleichzeitig f�llen immer mehr preiswerte Wohnungen, einst mit
Steuergeldern günstig geb�ut, �us der Sozi�lbindung. Menschen mit wenig Geld werden im
w�hrsten Sinne des Wortes �n den R�nd verdrängt. Bodenspekul�tion gehört zu den wesentlichen
Kostentreibern bei den Mieten!
Die St�dt muss durch die konsequente Nutzung des städtischen Vork�ufsrechts wieder �n mehr
B�ugrundstücke für den preisgebundenen Wohnungsb�u gel�ngen und entschieden gegen Leerst�nd
und br�chliegende B�ugrundstücke vorgehen. Anscheinend benötigen priv�te Investor*innen
N�chhilfe zu ihrer Verpflichtung zum Allgemeinwohl.
Die Linke sieht �ber �uch die Städte in der Pflicht, wieder selbst zu b�uen und ihren
Wohnungsbest�nd kontinuierlich zu erhöhen. Wohnungen im kommun�len Eigentum sind ein
wesentliches Gegengewicht zum priv�ten, gewinnorientierten Wohnungsm�rkt.



Region�le St�dtentwicklung – kooper�tiv st�tt konkurrierend
St�dtentwicklung endet nicht �n der St�dtgrenze. Unsere Städte A�chen, Alsdorf, B�esweiler,
Eschweiler, Herzogenr�th, Monsch�u, Stolberg und Würselen und die Gemeinden Roetgen und
Simmer�th br�uchen eine solid�rische Region:• Kooper�tion mit der Städteregion A�chen und dem Uml�nd st�tt St�ndortwettbewerb• Integrierte ländliche Entwicklung: Mobilität, N�hversorgung, digit�le Anbindung

sichern• Stärkung region�ler Verbünde st�tt Verdrängung �uf dem Wohnungsm�rkt
Niem�nd d�rf ohne eine Wohnung sein
Wohnungslosigkeit d�rf nicht hingenommen werden. Unser Ziel ist:Wohnr�um st�tt
Notunterkünfte – n�ch dem „Housing First“-Prinzip.

 Jede*r h�t d�s Recht �uf eine eigene Wohnung!
 B�rrierefreies Wohnen muss für �lle Gruppen selbstverständlich und bez�hlb�r sein.
 Ausb�u von Studierendenwohnheimen muss vor�ngetrieben werden, d�mit Studierende

nicht in überteuerten WGs l�nden oder in Notunterkünfte gedrängt werden.
Moderne St�dtentwicklung und öffentlicher R�um

 Aufwertung des öffentlichen R�ums: Öffentliche Plätze und Bürgerzonen sollen �lles
bieten, w�s d�s Leben lebens- und liebenswert m�cht:

o Dritte �rte: Neben vielfältigen Angeboten für Kinder (wie Spielplätze) br�uchen
wir Jugendkulturzentren, offene Bürger*innenzentren, Bibliotheken und
Volkshochschulen.

o Flexible Aufenth�ltsorte: St�tt defensive Architektur zu inst�llieren – �lso z. B.
Sitzbänke mit sperrenden Armlehnen, schm�len Stufen oder �bgegrenzten Flächen –
fordern wir öffentlich zugängliche, b�rrierefreie und �nsprechende
Aufenth�ltsräume, in denen sich �lle Menschen willkommen fühlen.

o Urb�nes Grün und Infr�struktur:Mehr Bäume, Trinkw�sserspender,
Sitzmöglichkeiten und Begegnungszonen in P�rks und �uf Bürgersteigen tr�gen d�zu
bei, sowohl die Luftqu�lität zu verbessern �ls �uch Abkühlungszonen in der St�dt zu
sch�ffen.

 Kultur und Demokr�tie vor Verdrängung: Leerstände, beispielsweise in
Industriegebieten, sollen nicht dem kontrollierten M�rkt, sondern kulturellen und
bürgersch�ftlichen Aktivitäten zugutekommen – hierdurch sollen �us bisl�ng ungenutzten
Are�len �ttr�ktive Kultur- und Bürgerzentren entstehen. Jedes Viertel br�ucht einen
zentr�len Treffpunkt, �n dem die Bürger*innen zus�mmenkommen und Demokr�tie �ktiv
gelebt wird. So wird nicht nur der städteb�uliche R�um �ufgewertet, sondern �uch d�s
Zus�mmenleben und die demokr�tische Teilh�be gestärkt.

Innenstädte neu denken – Vielf�lt st�tt Einheitsbrei
D�s K�ufverh�lten der Menschen h�t sich gew�ndelt und der �nlineh�ndel wird in �bsehb�rer Zeit
nicht mehr verschwinden. Dies wird häufig �ls großes Unglück �ngesehen, �ber Die Linke möchte
d�rin die Ch�nce für eine neue Innenst�dt finden. Eine Innenst�dt, in der Kommerzinteressen
zurückgedrängt werden und die Aufenth�ltsqu�lität gestärkt wird.
Innenstädte leben von Vielf�llt. Nicht nur der Menschen, sondern �uch der Angebote. Alt steht
neben Neu, L�denlok�le neben C�fés und Begegnungsstätten neben Shopping-Centern.
Kleine Geschäfte sollen weiterhin möglich bleiben. Projekte wie L�denliebe in A�chen, bei dem
leerstehende L�denlok�le mit neuem Leben gefüllt werden, sollten Beispielh�ft �uch für kleine
Städte sein. Wir br�uchen weniger Einheitsbrei von Großkonzernen und mehr Individu�lität in
unseren Innenstädten.



(Struktur)W�ndel �ls Ch�nce
Wie viele �ndere Regionen steht �uch unsere vor großen Her�usforderungen. Neoliber�le Politik
und wirtsch�ftlicher Strukturw�ndel h�ben ihre Spuren hinterl�ssen. Kommunen müssen immer
größere Anstrengungen �ufbringen, um bestehende Betriebe zu h�lten und investitionswillige
Unternehmen �n ihren jeweiligen St�ndort zu binden. Am Erfolg dieser Anstrengungen hängen
Arbeitsplätze und Gewerbesteuer, somit �uch Einn�hmen für die Kommun�lk�ssen.
Wir wollen, d�ss der Strukturw�ndel nicht weiterhin �ls Verw�ltungs- und Elitenvorg�ng, sondern
�ls Beteiligungsprozess �ngelegt, gepl�nt und durchgeführt wird. Die lok�l betroffene Bevölkerung,
Gewerksch�ften und NG�s müssen ein wirks�mes Mitspr�cherecht erh�lten.
Der Strukturw�ndel vor �rt k�nn nur mitein�nder, nicht gegenein�nder gelingen. Wir fordern
desh�lb einen städteregion�len Gewerbesteuerverbund �ls Ergänzung zum Gewerbeflächenpool, um
überflüssige St�ndortkonkurrenz zu verhindern.
Gewerbe�nsiedelungen müssen zukunftsgerecht sein
D�s Gebiet der Städteregion ist begrenzt. Vor �llem in der St�dt A�chen, �ber �uch in den
umliegenden Kommunen, geht der Pl�tz �us. Bei der Ansiedelung von Gewerbe k�nn es nicht
weiter d�rum gehen, öffentliche Grundstücke zu verk�ufen. Sie sollen zukünftig nur noch in
Erbb�urecht und unter bestimmten Vor�ussetzungen vergeben werden. Unternehmen, die sich �uf
öffentlichen oder ehem�ls öffentlichen Gewerbegrundstücken �nsiedeln, müssten zur Z�hlung von
T�riflöhnen verpflichtet werden und ein Konzept vorlegen, wie der Eingriff in die N�tur möglichst
gering geh�lten werden k�nn.
Gewerbegebiete sollen keine Betonwüsten voller versiegelte Flächen sein. Auch hier sollen
Grünflächen mitbed�cht werden. Aber �uch Kultur und Verpflegungsmöglichkeiten sollten �uf
diesen Are�len gefördert werden.
In Zeiten des Klim�notst�ndes müssen die Städte beim B�u mit gutem Beispiel vor�ngehen.
S�nierung muss immer vor Abriss und Neub�u stehen, d� viel zu viel Rohstoffe und Energie im
Altbest�nd stecken, die sonst verschwendet sind. Alle B�uten müssen den höchsten energetischen
St�nd�rds genügen, gen�uso wie eine Klim�resilienz durch F�ss�denbegrünung und Klim�tisierung
�ufweisen. D�runter f�llen erneuerb�re Energien, �uch für die Heizung und ressourcenschonendes
B�uen, d�s �uch den Um- und Rückb�u in J�hrzehnten möglich m�cht.
Wir ist keine Insel – Mehr interkommun�le Zus�mmen�rbeit w�gen
Die Städteregion ist stolz d�r�uf, eine europäische Region zu sein. Gleichzeitig findet
grenzüberschreitende Zus�mmen�rbeit mit �nderen Kommunen häufig nur dort st�tt, wo m�n
Bündnisse gegen �ngebliche Konkurrenten schmieden möchte.
Die Linke strebt eine demokr�tische Kooper�tion �uf Augenhöhe �n, st�tt Hinterzimmerpolitik und
Gewerbesteuer-Unterbietungswettbewerbe. In der Zus�mmen�rbeit mit den N�chb�rgemeinden im
Westen (V��ls, Kelmis, R�eren) setzen wir �uf rheinische Lösungen st�tt EU-Bürokr�tie.
Unternehmen in die Pflicht nehmen
Die Krisen der letzten J�hre h�ben sich vor �llem �uf Menschen mit geringen und mittleren
Einkommen �usgewirkt. Vor �llem die Infl�tion im Lebensmittelsektor, �ber �uch die stetig
steigenden Mieten h�ben ihre Spuren hinterl�ssen. Bei dieser Entwicklung konnten die Löhne selten
st�ndh�lten. Auf der �nderen Seite konnten große Unternehmen und Besserverdienende ihre
Einn�hmen teils dr�stisch steigern.
Drohende Entl�ssungen und Sozi�lkürzungen gehören d�bei zur ständigen Angst der Menschen.
Dies k�nn zu noch mehr Armut und weiteren sozi�len Verwerfungen führen.

Die Linke fordert ein konsequentes Entgegenwirken: Die St�dt muss prüfen, ob bei
Großunternehmen, die ihre Mit�rbeiter*innen entl�ssen, t�tsächlich eine wirtsch�ftliche Not
vorliegt. Die Ergebnisse dieser Untersuchungen sollen veröffentlicht werden. Auch die



Geschäftsbücher müssen offengelegt werden, d�mit eine Tr�nsp�renz für die Öffentlichkeit
hergestellt ist. Die Linke ist der Überzeugung, d�ss jede*r eine entlohnende Arbeit verdient.
Desh�lb kämpft sie für flächendeckende T�rifbindung, d�mit die Krisen unserer Zeit nicht �uf dem
Rücken der Arbeiter*innen st�ttfindet. Erzielte Übergewinne sollten in die K�ssen der Kommune
fließen, um �ndere Projekte zu fin�nzieren.
Mehr Gießk�nne w�gen – Altschuldenlösung muss kommen
Die Kommunen leiden seit ger�umer Zeit �n einer chronischen Unterfin�nzierung. In hohem M�ße
verurs�cht durch die Aufg�ben, die �us Gesetzen von Bund und L�nd erw�chsen. Des weiteren
wurden den kommun�len K�ssen durch Steuersenkungen des Bundes m�ssiv Geld entzogen.

Abhilfe sollten projektb�sierte Ausschreibungen liefern, diese h�ben sich �ber oftm�ls trügerische
Hilfe erwiesen, weil sie zeitlich begrenzte Leuchtturmprojekte fin�nzieren, �ber die Grundsubst�nz
verf�llen l�ssen.

Die Ausg�ben für gesetzliche Aufg�ben übersteigen in vielen Kommunen in NRW inzwischen die
zugewiesenen Einn�hmen. St�tt den w�chsenden Reichtum zur Fin�nzierung notwendiger,
ges�mtgesellsch�ftlicher Aufg�ben zu nutzen, verfolgten diverse Regierungen gegenteilige Ziele:
Mit immer neuen Steuergeschenken h�t er seine Einn�hmen m�ssiv geschwächt und gleichzeitig
den priv�ten Reichtum gefördert.
Investitionen u. �. in die öffentliche D�seinsvorsorge können desh�lb nicht �usreichend fin�nziert
werden. Der Verf�ll zeigt sich vor �llem in Schulen, Sporth�llen und Schwimmbädern. Öffentliche
Armut ist �llgegenwärtig und unübersehb�r.
Um diese Missstände zu beheben, ist eine umf�ssende Entschuldung der Städte und Gemeinden
nötig. D�rüber hin�us sollten fin�nzielle Mitte in �usreichendem M�sse zur Verfügung stehen, um
den Erh�lt der Infr�struktur sicherzustellen.
Öffentliche Armut steht priv�tem Reichtum gegenüber
Die Besteuerung großer Vermögen ist nicht nur eine Fr�ge der Gerechtigkeit, sondern �uch der
ökonomischen Vernunft und letztendlich der einzige vernünftige Ausweg �us der Krise für
Kommunen, Länder und Bund.
Die Folgen der m�ngelnden Fin�nzierung bei den Sozi�l�usg�ben (u. �. Unterkunftskosten SGB II),
m�ssiver Einn�hmeverlust durch Steuersenkungen und die Eingriffe in den kommun�len
Fin�nz�usgleich müssen korrigiert werden. Diese Fehler sind für die kommun�le Fin�nzmisere
wesentlich ver�ntwortlich.
D�s Prinzip der Konnexität (wer bestellt, der muss �uch bez�hlen) muss �uf �llen st��tlichen
Ebenen wieder strikte Be�chtung finden.
Die Linke tritt ein für: die Verteidigung der kommun�len Selbstverw�ltung und strikte Einh�ltung des

Konnexitätsprinzips. die Wieder�nhebung des Steuer�nteils der Kommunen von 23 Prozent �uf 28 Prozent. eine Entschuldung der Kommunen und eine Fin�nz�usst�ttung, die die Kommunen
n�chh�ltig h�ndlungsfähig m�cht. die Weiterentwicklung der Gewerbesteuer zu einer Gemeindewirtsch�ftssteuer, von der
Freiberufler*innen wie z. B. Rechts�nwälte oder Architekt*innen nicht �usgenommen
werden. die Rekommun�lisierung �usgegliederter Leistungen der öffentlichen D�seinsvorsorge. den Erh�lt und Ausb�u öffentlichen Eigentums. mehr Gewerbesteuerprüfer*innen bei der St�dt.



St�tt K�ssenkrediten und H�ush�ltssicherung br�uchen die Kommunen eine solide
Fin�nz�usst�ttung, die ihnen mehr Spielräume lässt, um den gew�chsenen Aufg�ben durch die
zunehmende Armut der Menschen und Qu�rtiere gerecht zu werden.
Denn nur Reiche können sich einen �rmen St��t bzw. eine �rme St�dt leisten!
Mitreden beim H�ush�lt
Kommun�le H�ush�lte �rbeiten mit dem Geld der Bürgerinnen und Bürger. Über die Verwendung
von H�ush�ltsmitteln in ihrer Gemeinde sollen die Bürger*innen dementsprechend �uch
mitbestimmen können. In einigen Kommunen ist d�mit z. B. n�ch dem Modell des Berliner
St�dtteils Lichtenberg begonnen worden.
In �nderen Kommunen soll sich Beteiligung �uf Vorschläge von Einwohner*innen zu Einsp�rungen
beschränken. Die Einführung eines demokr�tischen „Bürgerh�ush�ltes“ muss vor �rt über mehrere
J�hre entwickelt werden, indem er schrittweise in einem regelmäßigen Beteiligungsverf�hren
�ufgestellt wird.
Die Linke wird d�bei besonders jene Einwohner*innen unterstützen, die bisher k�um über Einfluss
verfügen und von der herrschenden Politik wenig berücksichtigt werden. Wenn �uf Kosten der
Mehrheit der Einwohner*innen für einzelne Firmen und Konzerne Beschlüsse gef�sst werden
sollen, werden wir dies öffentlich m�chen und zu Formen des Protests �ufrufen.
Tr�nsp�renz und Demokr�tie st�tt Zweckverbänden und Lobbyismus
Die Beteiligungs- und Inform�tionsrechte sowohl �ller Gemeinde�ngehörigen �ls �uch die der
einzelnen St�dtverordneten sollen wesentlich gestärkt werden. Hierzu bed�rf es neuer
Mitwirkungsmöglichkeiten, einer Verringerung bestehender Hürden bei W�hlrecht und
Bürgerbeteiligung, �llgemeiner Öffentlichkeit der Sitzungen und Veröffentlichungspflichten bei
Beschlussf�ssungen. Die Veröffentlichungspflichten sollen �uch �uf kommun�le Beteiligungen
�usgeweitet und die Rechensch�ftspflicht gegenüber dem Kommun�lp�rl�ment erfolgen.
St�tt unzähliger, inein�nder versch�chtelter Zweckverbände, bed�rf es tr�nsp�renten und
n�chvollziehb�ren Strukturen, die die Interessen der Bürger*innen �usdrücken.
Städte der Region sollen durch Mitgliedsch�ft bei Tr�nsp�rency Intern�tion�l ein Zeichen für
Korruptionsbekämpfung setzen. In den St�dtverw�ltungen sollen, um unmittelb�re Einflussn�hme
von Fremdinteressen �uf politische Entscheidungen zu vermeiden, der interne F�chverst�nd der
Verw�ltungen �nstelle von Ber�tungsfirmen genutzt werden.
Vertr�uen �ls B�sis
Eine Reform der Verw�ltung, die mehr Bürgernähe und Effizienz fordert, möchte jeder und wird
mit unzähligen Floskeln �usgeschmückt. D�r�uf �ufb�uend sieht Die Linke ein zentr�les Ziel,
gegenseitiges Vertr�uen zu et�blieren. Wir müssen weg vom Misstr�uen gegen die Bürger*innen,
Betrugsversuche gibt es, sind �ber Ausn�hmen. Ebenso muss kl�r sein, d�ss in den
Verw�ltungsgebäuden keine bösen Bürokr�tiem�schinen sitzen, sondern Menschen.
Auf diesem Fund�ment möchten wir eine bessere Verw�ltung sch�ffen, die fähig ist, sich den
Aufg�ben der Zukunft zu stellen. D�zu zählt: die Möglichkeiten der Digit�lisierung zu nutzen, die
Städtepl�nung �uf gemeinsch�ftliches Leben �uszurichten und Einw�nderung �ls Ch�nce
w�hrzunehmen und d�mit unsere Gesellsch�ft noch lebendiger zu gest�lten.
Gute Verw�ltung br�ucht gute Mit�rbeiter*innen
Nicht erst seitdem Die Linke 2022 den drohenden Verw�ltungsbl�ckout befürchtet h�t, m�chen wir
uns Sorgen um die dünne Person�ldecke der öffentlicher Einrichtungen. Zw�r h�t sich die Situ�tion
entsp�nnt, �ber Entw�rnung k�nn m�n immer noch nicht geben. Um die Situ�tion d�uerh�ft zu
verbessern, sollten strickte Qu�lifik�tionsvorg�ben gelockert werden. D�rüber hin�us müssen
unkonventionelle Lebensläufe mitged�cht werden. Mit�rbeiter*innen bleiben nur noch selten ein
Leben l�ng bei einem Arbeitgeber oder innerh�lb einer Berufsbr�nche.



Als großer Arbeitgeber muss die St�dt �uch Beschäftigungsverhältnisse für Menschen mit
“geringen Qu�lifik�tionen” sichern. Anstelle einer Ausl�gerung �n Fremdfirmen fordert Die Linke
mehr Stellen in Bereichen wie Grünflächenpflege, St�dtreinigung und H�usmeisterei sowie
städtische Reinigungskräfte, die nicht über d�s Jobcenter “gefördert” werden.
Der Lebensunterh�lt muss priorisiert werden
Verw�ltungen h�ben viele Aufg�ben, einige wichtiger �ls �ndere. Besondere Bedeutung h�ben jene
Anträge, die unmittelb�r über den Lebensunterh�lt der Bürger*innen entscheiden. Wer Bürgergeld,
Elterngeld oder Wohngeld be�ntr�gt, h�t meistens kein Polster, um Z�hlungs�usfälle zu
überbrücken. Vor �llem bei Folge�nträgen sollten Prozesse vereinf�cht und W�rtezeiten verkürzt
werden. Ein Vorschl�g, um dies zu erreichen, wäre die �utom�tische Bewilligung von
existenzsichernden Leistungen mit �nschließender stichproben�rtiger Begut�chtung.
Eine digit�le St�dt für �lle
Die Digit�lisierung von Verw�ltungsprozessen k�nn für Bürger*innen und Unternehmen Entl�stung
bedeuten, weil komplizierte Verf�hren, Anf�hrten oder l�nge W�rtezeiten entf�llen. Dies bietet
zudem die Ch�nce, bundesweite Initi�tiven für eine weitere Arbeitszeitverkürzung bei vollem
Lohn- und Person�l�usgleich zu unterstützen. Die vorh�ndene Arbeit könnte �uf mehr Schultern
verteilt und weitere Arbeitsplätze gesch�ffen werden.
Leicht zugängliche, b�rrierefreie und vielspr�chige Angebote müssen unter hohen
D�tenschutzst�nd�rds deutlich �usgeb�ut werden. Menschen ohne Zug�ng zu digit�len
Technologien dürfen jedoch nicht von den öffentlichen Dienstleistungen der Kommunen
�usgeschlossen werden. Alle Bürger*innen müssen konsequent in einen demokr�tisch org�nisierten
Digit�lprozess eingebunden werden. Zu diesem Zweck müssen �ttr�ktive
Erw�chsenenbildungs�ngebote zum Umg�ng mit digit�len Technologien gesch�ffen werden.
Eine St�dt ist kein Konzern
Eine St�dt und deren Betriebe dient �llein dem Allgemeinwohl und keinen Profitinteressen. Die
Linke fordert, d�ss �lle Betriebe der öffentlichen D�seinsvorsorge �uch in öffentlicher H�nd sein
sollten. �b G�s, Strom, W�sser, Abf�llentsorgung oder ÖPNV. Nur ohne k�pit�listische
Gewinnm�ximierung k�nn eine reibungslose Versorgung sichergestellt werden.
Die Städteregion br�ucht mehr und bessere Betriebshöfe und Verw�ltungsgebäude st�tt
Grundstücksverkäufe. In Zeiten des Klim�notst�ndes müssen Kommunen beim B�u mit gutem
Beispiel vor�ngehen und bereits heute n�ch den St�nd�rds von morgen b�uen. D�zu gehört, d�ss
Gebäude so geb�ut werden, d�ss Um- und Abb�uten noch in J�hrzehnten möglich sind, ohne, d�ss
Tonnen �n Sondermüll �nf�llen.
Kunst und Kultur
Die Zus�mmensetzung unserer Gesellsch�ft ist in einem st�rken W�ndel begriffen. Kunst und
Kultur sind für Linke Kommun�lpolitik essenzieller Best�ndteil des Lebens �ller Menschen. Der
Kultur�uftr�g des L�ndes NRW und seiner Kommunen genießt n�ch Artikel 18 der
L�ndesverf�ssung NRW Verf�ssungsr�ng. Kultur d�rf �ber nicht nur Zeitvertreib einiger weniger
sein, sondern muss �llen Menschen Teilh�be bieten können – un�bhängig von den fin�nziellen
Mitteln Einzelner. Eine lebendige und diverse Kulturszene ist die Grundl�ge für gelebte Demokr�tie
und d�s sozi�le Mitein�nder in den Städten und Gemeinden unseres L�ndes.

Die Linke tritt ein für:
• kostenfreie Zugänglichkeit zu Museen und Ausstellungen �ls Träger öffentlichen Kulturgutes.
• kostenfreie musische Förderung von Kindern von Leistungsberechtigten über d�s Bildungs- und

Teilh�bep�ket und �ndere Projekte, wie den Kulturrucks�ck, hin�us.



• den Erh�lt öffentlicher Bibliotheken, The�ter, Archive, Museen, der Volkshochschule und
städtischer Musikschulen und deren Ausst�ttung mit �usreichender Fin�nzierung.

• die institutionelle Förderung von Zentren der �ff- und der Soziokultur und Bereitstellung von
Ausstellungs- und Proberäumen für die freie Szene (Nutzung von Leerständen).

• Bereitstellung von Freiflächen für Gr�ffiti.
• bez�hlb�re Anmietung von städtischen Räumen für priv�te Feiern und Ver�nst�ltung
Bildung ist mehr �ls Wissen
Armut beschämt, Armut grenzt �us, Armut m�cht kr�nk. Alles, w�s m�n �us der Armutsforschung
weiß, trifft �uch �uf Kinder und Jugendliche in den Schulen zu. D�ss Armut von Schulkindern ein
Result�t der f�miliären Einkommens�rmut ist und nur durch �usreichendes F�milieneinkommen
geändert werden k�nn, ist unstrittig.
Umso beschämender ist es, d�ss ein so wohlh�bendes L�nd wie Deutschl�nd so wenig in die
Bildung seiner Kinder investiert. Es ist ein Sk�nd�l, d�ss hierzul�nde Bildungspolitik n�ch
K�ssenl�ge betrieben wird und d�her ständig zus�mmengekürzt wird, st�tt sich �n den Bedürfnissen
der Lernenden �uszurichten.
D�bei ist jeder Euro der in die Bildung unserer Kinder gesteckt wird gut investiertes Geld!
Vorschulische Bildung sicherstellen
Die wesentlichen Grundl�gen für den späteren Bildungserfolg werden nicht erst mit dem Eintritt in
die Schule gelegt. Spr�che vom L�ut bis zum richtig gebildeten S�tz, �lle Formen kultureller
Äußerung, Vorstellungen von Z�hlen und Mengen, erstes Rechnen, sozi�le und mor�lische
Konzepte, Biologie, Konstruktionen und physik�lische Prinzipien beschäftigen Kinder schon im
KiT�-Alter. Die spielerische und meistens in Allt�gssitu�tionen eingebettete vorschulische Bildung
in den Kindert�gesstätten h�t desh�lb eine große Bedeutung für den weiteren Bildungswerdeg�ng.
D�bei können KiT�s in einer hochsensiblen Entwicklungsph�se helfen, die unterschiedlichen
Vor�ussetzungen �uszugleichen, die Kinder �us dem Elternh�us mitbringen. Die Linke fordert
desh�lb, d�ss die frühkindliche wie die schulische Bildung vollständig gebührenfrei wird.
Als besonders schwierig stellt sich seit J�hren die Gewinnung von qu�lifiziertem F�chperson�l in
den Kindert�geseinrichtungen d�r. In erster Linie ist es Aufg�be der T�rifp�rteien, hier für bessere
Entlohnungs- und Versorgungsstrukturen zu sorgen. Doch �uch die Politik sollte ihr Möglichstes
tun, um die Person�lsitu�tion in den Kit�s zu verbessern.
Schule und Bildung
Um sozi�le Ungleichheit zu bekämpfen, fordert die Linke ein längeres, gemeins�mes Lernen im
gebundenen G�nzt�g. Denn nur so können die Schulkinder n�ch ihren persönlichen Bed�rfen
gefördert werden. D�s gegliederte Schulsystem wollen wir mittelfristig �bsch�ffen. Studien zeigen
regelmäßig, wie schlecht es im intern�tion�len Vergleich �bschneidet.
Denn eine umf�ssende Bildung fördert nicht nur die persönliche Entwicklung der Kinder und
Jugendlichen, sondern bildet zugleich die B�sis für die gesellsch�ftliche Teilh�be und ist Teil des
K�mpfes gegen sozi�le Ungleichheit.
Die Kl�ssengrößen dürfen Kommunen n�ch der Schulgesetzänderung kommun�l regeln. Hier
werden unsere Kommun�lvertretungen �uf die gerechte Verteilung der kommun�len Kl�ssenz�hlen
�chten und kleine Kl�ssen insbesondere in Grundschulen mit vielen sozi�l und/oder
bildungsben�chteiligten Kindern einrichten.
Der für 2026 �ngekündigte Rechts�nspruch �uf einen Pl�tz �n einer G�nzt�gsgrundschule birgt für
die Kommunen die Her�usforderung, die K�p�zitäten zügig �uszub�uen. Zw�r sind 90 % der
Grundschulen in NRW offene G�nzt�gsschulen, �ber weniger �ls die Hälfte der Grundschulkinder
h�t einen G�nzt�gspl�tz. D�mit jedes Kind zukünftig einen G�nzt�gspl�tz bekommt und
W�rtelisten der Verg�ngenheit �ngehören, sind große Anstrengungen beim ohnehin
problem�tischen Schulb�u nötig: Es br�ucht vielerorts Investitionen in Räume für



Mitt�gsverpflegung und erweiterte Räume für G�nzt�gs�ngebote. Denn nur in eigenen Räumen für
die �GS-Betreuung �m N�chmitt�g können �lle Schulkinder optim�l gefördert werden. D�s
Bundesinvestitionsprogr�mm wird d�für nicht �usreichen.

D�her fordert die Linke �uf kommun�ler Ebene: sofortige Ausb�upl�nung für eine 100-%-Versorgung im Grundschulg�nzt�g, Ausb�u der G�nzt�gsplätze besonders in ben�chteiligten Sozi�lräumen und enge
Zus�mmen�rbeit von Schulsozi�l�rbeit mit den F�milien. Suche n�ch neuen geeigneten Ausb�ukonzepten bei Pl�tzm�ngel, die Kl�ssengrößen sind
�uf 15 bis m�x. 20 Schulkinder zu begrenzen.

Die strukturelle Unterfin�nzierung des offenen G�nzt�gs im Prim�rbereich führt zu einer oft
minderen Qu�lität der Angebote für die Schulkinder, zu Elternbeiträgen und zu prekären
Arbeitsbedingungen für die G�nzt�gskräfte. Wir fordern st�ttdessen in g�nz NRW den
gebührenfreien gebundenen G�nzt�g, um die Schulkinder gezielt fördern zu können.

Sol�nge dies nicht re�lisiert sind, fordert Die Linke: die vollständige Fin�nzierung der G�nzt�gsg�r�ntie n�ch dem Konnexitätsprinzip, die �uskömmliche Fin�nzierung des offenen G�nzt�gs durch d�s L�nd NRW, �uch für die
Qu�litätsverbesserung.

Schulsozi�l�rbeit
Bei Schulsozi�l�rbeit h�ndelt es sich um ein niederschwelliges Angebot, welches leicht und
jederzeit während der Schulzeit für �lle erreichb�r sein muss. Denn hier können die Schulkinder frei
über ihre Bedürfnisse und (�ußer)schulischen Probleme sprechen.
Desh�lb fordern wir eine volle Stelle �ls Minimum für jede Grundschule in der Städteregion.
Weitere Stellen d�rüber hin�us sollten n�ch dem Sozi�lindex zugewiesen werden. Auch fordern wir
d�s L�nd �uf, sich bei den Kosten der Schulsozi�l�rbeit zu beteiligen.
Des Weiteren wollen wir eine Neutr�le Stelle für �lle Schulen einrichten, �n die sich Schulkinder
beispielsweise bei Mobbing durch Lehrperson�l wenden können.
Mehrspr�chigkeit fördern
Ger�de in der Euregio �ls Grenzregion sind sehr viele Schulkinder n�türlich mehrspr�chig. D�s
trifft nicht nur �uf neu Zugew�nderte und Geflüchtete zu, sondern �uch �uf die Kinder und Enkel
der „G�st�rbeitergener�tionen“ und die z�hlreichen Grenzpendler*innen �us Belgien und den
Niederl�den. Die Mehrheit der Kinder und Jugendlichen mit f�miliärer Mehrspr�chigkeit h�ben
eine EU-St��tsbürgersch�ft.

Kommun�lvertretungen der Linken kümmern sich um die Bel�nge �ller mehrspr�chigen Kinder und
Jugendlichen. Durch digit�le Lerngruppen können insbesondere die Förderung der
„kleinen“ Spr�chen �uch im ländlichen R�um gefördert werden.
Aber d�s Kern�nliegen muss der Umg�ng mit f�miliärer Mehrspr�chigkeit im Regelunterricht sein,
um den Bedürfnissen �ller Kinder gerecht zu werden. Die Kommunen müssen d�s in den Blick
nehmen, um d�s Scheitern der Kinder beim Spr�cherwerb und im ges�mten Lernprozess zu
verhindern.
Inklusion im Bildungsbereich
Wir werden durch unsere Kommun�lvertretungen eine integrierte Förderpl�nung einfordern, die die
Unterstützung für die Betroffenen �us den verschiedenen Bereichen sicherstellt und die
�rg�nis�tion der verschiedenen Förderm�ßn�hmen nicht den Eltern �ufbürdet.



Die bisherigen M�ßn�hmen zur Inklusion sind so unzureichend, d�ss sie teilweise sog�r zu erhöhter
N�chfr�ge n�ch Förderschulen geführt h�ben. Die Gest�ltungsmöglichkeiten der Kommunen sind
hier sehr begrenzt, die L�ndesregierung ist gefordert, die Schulen so �uszust�tten, d�ss sie der UN-
Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen gerecht werden können.
D�her wird linke Kommun�lpolitik eine R�umpl�nung für Inklusion einfordern.
Auch wenn sich Die Linke mit �llen Kräften für die Verwirklichung einer inklusiven Gesellsch�ft
�usspricht, so werden Linke-Kommun�lvertretungen dennoch in den nächsten J�hren
überg�ngsweise der Einrichtung von inklusiven Schwerpunktschulen zustimmen, um den Prozess
der Inklusion nicht �uf Kosten der Qu�lität zu betreiben und die b�ulichen und personellen
Umsetzungen sinnvoll gewährleisten zu können.

Trotz des M�ngels �n F�chkräften suchen viele Jugendliche vergeblich einen Ausbildungspl�tz. Vor
�rt finden sie zudem sehr viele und sehr unterschiedliche Ber�tungs�ngebote, die teilweise eher
verwirren �ls helfen. D�s Ber�tungs�ngebot muss sich zuvorderst �n den Interessen der
Jugendlichen �usrichten, nicht �n Institutionen bzw. Schulformen.
Hier will linke Kommun�lpolitik die kommun�le Steuerung stärken: Berufskollegs, Arbeits�gentur,
BiZ und kommun�le Bildungsber�tung sollen verknüpft werden, sod�ss Jugendliche einen zentr�len
Anl�ufpunkt erh�lten.

Auch setzen wir uns für den Erh�lt der Berufskollegs in der Städteregion ein. Wir suchen dringend
F�chkräfte für die Betreuung unserer Kinder, schränken �ber gleichzeitig die
Ausbildungsmöglichkeiten ein. D�s ergibt doch keinen Sinn!
Weiterbildung
Wir setzen uns für eine öffentlich ver�ntwortete und getr�gene Weiterbildung und einen Ausb�u der
Volkshochschulen �ls örtliche, wohnortn�he Zentren für Weiterbildung ein. D�s Angebot muss �lle
Bildungsbereiche umf�ssen, wobei ein besonderes Augenmerk und eine besondere Förderung
�ngesichts der gesellsch�ftlichen Entwicklung �uf die politische Bildung gerichtet werden muss.
Ebenf�lls stehen wir hinter dem Weiterbildungskolleg der Städteregion �ls Akteur im R�hmen des
lebensl�ngen Lernens. Der Erh�lt der Abendschulen, um �uch Werktätigen den R�um zu sch�ffen,
ihre Abschlüsse n�chzuholen, wollen wir verteidigen.
Auch �ufsuchende Anspr�che- und Motivierungsformen gehören zum Aufg�benk�t�log. Andere
Einrichtungen und Träger sollten dieses öffentliche Angebot ergänzen, nicht ersetzen. Abwertung
und Bedeutungsverlust der Weiterbildung, ihre selektierende Ausrichtung und der Stellen�bb�u dort
müssen dringend geändert werden.

Gegen diese fortschreitende Priv�tisierung und Kommerzi�lisierung wollen wir die öffentlich
geförderten und ver�ntworteten Weiterbildungsstrukturen �usb�uen und stärken. Es muss verhindert
werden, d�ss sich die Volkshochschulen zunehmend dem Bildungsm�rkt, seiner kommerziellen
Ausrichtung, seinen selektiven Konkurrenzstrukturen und überwiegenden Projektfin�nzierung
unterwerfen müssen.
Denn viele Volkshochschulen sind Ansprechp�rtner für unterschiedlichste Zielgruppen, besonders
�uch für diejenigen, die zu „Verlierern“ �m Bildungsm�rkt zählen.
Im Aufb�u kommun�ler und region�ler Bildungsnetzwerke können Volkshochschulen eine wichtige
Schnittstelle d�rstellen und eine flächendeckende Versorgung für �lle Erw�chsenen sichern.

Aber in keinem �nderen Bereich des Bildungswesens wurde völlig selbstverständlich
hingenommen, d�ss Unterrichtstätigkeit – und einiges mehr – vorr�ngig von Honor�rkräften
durchgeführt wird. N�ch einem wegweisenden Urteil ist d�s Ende der Honor�rtätigkeit gekommen.
D�s bedeutet für die Kommunen die Umw�ndlung der bisherigen �usbeuterischen Verhältnisse in
feste Stellen und d�mit eine verlässliche und deutlich höhere Fin�nzierung der Erw�chsenen- und
Weiterbildung mit mehr festen Stellen und t�riflicher Bez�hlung.



Wir fordern: den Selbstständigen, die d�s bleiben möchten, ein Honor�r pro Unterrichtsstunde von
mindestens 45 Euro zu z�hlen; der Mindestlohn n�ch dem Br�nchent�rifvertr�g
Weiterbildung k�nn hier keine Anwendung finden. mehr Stellen für Fest�ngestellte mit t�riflicher Entlohnung n�ch dem TVöD zu sch�ffen. Die
Mehrkosten sind nicht �uf die Teilnehmenden �bzuwälzen. Möglichkeiten einer effektiven und wirkungsvollen Interessenvertretung und
Mitbestimmung für d�s Person�l und die Teilnehmenden in der Weiterbildung (wieder)
einzuführen.

Studierende und Hochschulen vor �rt fördern!
Die A�chener Hochschulen sind ein zentr�ler Kern der Städteregion�len Bildungsl�ndsch�ft. Auch
wenn sie eine Einrichtung des L�ndes NRW ist, sind ihre Studierenden, Mit�rbeiter*innen und
Gebäude Teil der Region. Die Linke vern�chlässigt weder die Hochschule, noch ihre Studierenden. Die Linke nimmt Wohnmöglichkeiten für Studierende vor �rt in den Blick und unterstützt

Studierendenwerke beim B�u. Kommun�ler Boden k�nn hierzu in Erbp�cht vermietet
werden, um der Wohnungsnot entgegenzuwirken. Bei der kommun�len Verkehrspl�nung muss nicht nur die Anbindung �n den ÖPNV
gewährleistet sein, sondern �uch die Abstimmung der T�ktzeiten �uf die
Hochschul�ngehörigen. Die Linke will die Teilh�be �n kulturellen und sportlichen Angeboten �uch für Studierende
ermöglichen. Die Linke lehnt sämtliche Hochschulgebühren �b. Auch die von der RWTH �nged�chten
Gebühren für Nicht-EU-Studierende sehen wir �ls unnötig und nicht zukunftsbed�cht �n.

Antif�schimus
Linke Kommun�lpolitik setzt sich d�für ein, rechten �rg�nis�tionen den Nährboden zu entziehen.
Viele Menschen fühlen sich �bgehängt oder h�ben Angst vor dem gesellsch�ftlichen Abstieg.
Rechte P�rteien und �rg�nis�tionen geben sich �ls „Anw�lt der kleinen Leute“ �us. Rechtsextreme
versuchen sich �ls „Beschützer der Deutschen“ insbesondere der „deutschen Fr�uen“ im
öffentlichen R�um zu et�blieren. Sie greifen bestehende Ressentiments und �ntieuropäische
Stimmungen �uf, um einem r�ssistischen und �ggressiven N�tion�lismus den Weg zu b�hnen. Die
Linke unterstützt den �ntif�schistischen Widerst�nd.

Die rechte Szene ist eine �lltägliche Bedrohung für z�hlreiche Menschen in den Kommunen. Es
brennen gepl�nte oder bereits bewohnte Geflüchtetenunterkünfte. Geflüchtete, Migr�nt*innen,
Angehörige der LGBTQIA+-Community, Antif�schist*innen, Gewerksch�fter*innen und viele
�ndere, die nicht in ein �utoritäres rechtes Weltbild p�ssen, werden verb�l und körperlich �tt�ckiert.
Eine der zentr�len politischen Aufg�ben einer sozi�listischen P�rtei ist die Bekämpfung
rechtsextremer und rechtsterroristischer Gruppierungen, P�rteien und Netzwerke. Sie verbreiten
Furcht und Gew�lt und behindern em�nzip�torische gesellsch�ftliche Entwicklungen.
Die Verbrechen des F�schismus in Erinnerung zu rufen, ist ein wichtiger Beitr�g für den K�mpf
gegen Rechts in der heutigen Zeit. D� die Zeitzeugen immer weniger werden, sind �rte des
Erinnerns und kulturelle Beiträge der Erinnerungskultur in den Kommunen zu org�nisieren.
Klim�gerecht. Sozi�l. Vor �rt. – Klim�, Umwelt und Mobilität für eine
lebenswerte St�dt
Wir wollen Städte und Gemeinden, in der sich Kinder sicher bewegen, ältere Menschen �uf einer
B�nk �usruhen können, die Luft s�uber ist und niem�nd Angst h�ben muss, sich Energie oder
Mobilität nicht leisten zu können. Der Klim�w�ndel ist glob�l – �ber seine Lösungen beginnen vor
�rt. L�sst uns in unserer Region zeigen, wie eine gerechte und ökologische Zukunft �ussieht.



Wir stehen vor großen Her�usforderungen: Die Klim�krise ist längst in unserem Allt�g
�ngekommen – Hitzesommer, St�rkregen, zerstörte Böden und Artensterben sind Re�lität.
Gleichzeitig erleben viele Menschen sozi�le Unsicherheit durch steigende Energiepreise und
m�ngelh�fte Verkehrs�nbindungen. Desh�lb br�uchen wir eine Politik, die Umwelt- und
Klim�schutz mit sozi�ler Gerechtigkeit verbindet – konsequent, lok�l und demokr�tisch.
An �rten wie dem Büchel in A�chen können wir, �uch durch d�s eng�gierte Mitwirken der Linken
in der städtischen Entwicklungsgesellsch�ft und in ver�ntwortungsvollen Funktionen, dem St�dtteil
bereits ein neues, sozi�l �usgewogenes Gesicht verleihen. Aufgrund des Klim�notst�ndes steht nun
�uch die �rg�nis�tion des Verkehrs �uf dem Prüfst�nd. Während der Bus- und B�hnverkehr �n
Attr�ktivität gewinnen muss, zeigt sich ger�de der Bushof �ls einer der un�ttr�ktivsten Plätze der
St�dt – doch mit dem neuen „H�us der Neugier“ eröffnen sich Ch�ncen, diesen Pl�tz und sein
Umfeld grundlegend umzudenken.
Die Linke steht für eine solid�rische Umweltpolitik und eine echte Verkehrswende – mit s�uberer
Luft, bez�hlb�rer Energie, sicheren R�dwegen, mehr Grün und Mobilität für �lle. Wir unterstützen
den r�schen Ausb�u der Regio-Tr�m, die von den Nordkommunen der Städteregion bis zum
H�uptb�hnhof führt. Dieser erste Abschnitt soll zügig zu einem umf�ssenden St�dtb�hnnetz
weiterentwickelt werden. Denn sinnvolle Elektromobilität b�siert �uf einem funktionierenden
St�dtb�hnnetz – d�s bloße Ersetzen von Diesel und Benzinern durch E-Autos löst keine
Verkehrsprobleme.
Mobilität & Verkehr
Öffentlicher N�hverkehr und St�dtb�hnnetze

 Wir unterstützen den zügigen B�u der Regio-Tr�m. Weil die Pl�nungsverf�hren und der B�u
jeweils viele J�hre d�uern, muss schon jetzt mit der Pl�nung weiterer St�dtb�hnlinien in
A�chen begonnen werden.

 Gut �usgest�ttete Schnellbusse sind ein Erfolgsmodell, wie die SB66 n�ch Monsch�u
eindrucksvoll beweist, Die Anz�hl der F�hrten muss jedoch deutlich erhöht werden, wie es
�uch Gut�chten empfehlen. Auch die SB63, der Schnellbus über Burtscheid n�ch Simmer�th
und bis in unseren N�tion�lp�rk, muss endlich mit ähnlich guten Bussen betrieben werden.
Diese müssen in �usreichender Z�hl vorh�nden sein, d�mit �uf den L�ngstrecken
Verlässlichkeit �uch bei den Qu�litätsst�nd�rds erreicht wird.

 Der A�chener Bushof, einer der derzeit un�ttr�ktivsten Plätze der St�dt, soll zus�mmen mit
seinem Umfeld neu gest�ltet werden – �ls zentr�ler Umsteigeknoten im städtischen
Verkehrssystem und �ls ein �rt, der Bürger*innenp�rtizip�tion ermöglicht.

Förderung des R�dverkehrs und Verringerung des Autoverkehrs
 R�dentscheid und Lücken schließen: Erste Fortschritte bei der Umsetzung des A�chener

R�dentscheids sind erzielt worden – �uch d�nk des Drucks der Linken. Wir möchten d�mit
ein Beispiel für die Region sch�ffen. Allerdings sind zu viele Str�ßen in unserer Region
immer noch f�st �usschließlich �uf den Autoverkehr �usgerichtet. Die meisten
R�dvorr�ngrouten sind fr�gmentiert und nicht durchgehend bef�hrb�r. Es muss höchste
Priorität h�ben, diese Lücken zu schließen, um R�df�hren sicherer und �ttr�ktiver zu
m�chen. Die Beseitigung von St�ustellen des Autoverkehrs d�rf nicht �uf Kosten
umweltfreundlicherer Verkehrsmittel geschehen.

 Altern�tive Nutzung und P�rkkonzepte: Neben dem Ausb�u des R�dwegsystems sollen
�uch innov�tive Konzepte – wie Schließf�ch�ngebote �ls Ers�tz für priv�te P�rkplätze –
d�zu beitr�gen, den Autoverkehr zurückzudrängen. D�s Ziel ist nicht, Autos grundsätzlich
zu verbieten, sondern unsere Städte und Gemeinden so zu gest�lten, d�ss möglichst niem�nd
�uf ein eigenes Auto �ngewiesen ist.



Energie & Wärmewende
Erneuerb�rer Energiemix und Sol�rpflichten

 St�dteigene Photovolt�ik und IKSK: Im R�hmen des Integrierten Klim�schutz-Konzeptes
(IKSK) sollen �uf �llen geeigneten Dächern städtischer Gebäude Photovolt�ik�nl�gen
inst�lliert werden. Der bisherige Eins�tz sowie die Sol�rpflicht bei Neub�uten greifen oft
erst bei großen D�chflächen. Wir fordern d�her eine schnellere und umf�ssendere
Umsetzung:

o Priv�te B�uherr*innen sollen durch städteb�uliche Verträge zur Errichtung von
Photovolt�ik�nl�gen verpflichtet werden – �uch schon bei kleineren, geeigneten
D�chflächen.

o Die St�dt muss den Ausb�u städtischer Dächer mit Photovolt�ik beschleunigen, um
den Beitr�g zur Energiewende deutlich zu erhöhen.

 Wind- und Sol�rflächen: A�chen muss zudem �usreichend Flächen für Windräder und
weitere Sol�r�nl�gen �usweisen. D�bei d�rf d�s gepl�nte sogen�nnte Einstein-Teleskop bei
M��stricht nicht den Ausb�u der Windenergie behindern – weder in Bezug �uf Kosten noch
technologische Entwicklung.

Klim�gerechte Wärmewende
 Die St�dt br�ucht eine klim�gerechte Wärmewende: Weg von Öl und G�s, hin zu

klim�neutr�ler, bez�hlb�rer Wärme. Der Ausb�u von Wärmenetzen, Wärmepumpen,
Geothermie, Abw�sserwärmenutzung und Großwärmepumpen muss vor�ngetrieben werden
– vor �llem, dort wo konventionelle Wärmenetze nicht sinnvoll erscheinen.

 Die Wärmequellen dürfen sich nicht �usschließlich �us Abwärme von
Müllverbrennungs�nl�gen speisen, d� dies im Widerspruch der Reduktion von Restmüll
steht und wir uns nicht von einzelnen Groß�nbietern �bhängig m�chen wollen.

 Es muss sichergestellt werden, d�ss Investitionskosten für ein Wärmenetz nicht �uf die
Mieter*innen umgelegt werden.

 Energieversorgung und sozi�le Gerechtigkeit: Die Linke tritt energisch für einen Strom-
Sozi�lt�rif ein, um einkommensschw�chen Bürger*innen einen bez�hlb�ren Zug�ng zu
Energie zu g�r�ntieren – ein wichtiger Schritt, um Strom�bsch�ltungen bei
Z�hlungsrückständen zu verhindern. Ebenso sollen energetische Gebäudes�nierungen mit
einer Mindests�nierungsr�te von sechs Prozent pro J�hr sowie d�uerh�fte Zuschüsse im
R�hmen des IKSK vor�ngetrieben werden – ohne, d�ss diese Kosten �uf die Miete
�bgewälzt werden.

 Atomkr�ft und Kohle�bb�u: Angesichts der geogr�fischen L�ge A�chens – zwischen den
risk�nten Atomkr�ftwerken Tih�nge im Westen und den Br�unkohlet�geb�uen Inden,
G�rzweiler und H�mb�ch im Norden und �sten – muss mehr erfolgen �ls leere
diplom�tische Appelle:

o Die St�dt A�chen soll sich verpflichtend �uf L�ndes- und Bundesebene für die
Stilllegung der letzten bedrohlichen belgischen Atomre�ktoren (Tih�nge 3 und Doel
4) einsetzen.

o Zudem fordern wir den sofortigen Stopp des Kohle�bb�us sowie der
Brennelementexporte �us Lingen und die Schließung der in Gron�u produzierenden
Ur�n�nreicherungs�nl�ge.

o Gegen d�s �ktuelle Schnellverf�hren zur Endl�gersuche in Belgien muss energisch
Einspruch eingelegt und ein grenzübergreifendes, demokr�tisches Verf�hren
gefordert werden.

 G�r�ntierte Ers�tz�rbeitsplätze: In diesem Kontext fordern wir gleiche Bedingungen und
g�r�ntierte Ers�tz�rbeitsplätze für �lle Beschäftigten stillgelegter Kr�ftwerke.



St�dtentwicklung, Pl�nung und Umwelt�np�ssung
Klim�schutz, Hochw�sserschutz und d�s Schw�mmst�dt-Prinzip

 Schutz vor den Folgen des Klim�w�ndels: Angesichts extremer Wetterphänomene fordert
A�chen einen g�nzheitlichen Ans�tz zur Klim��np�ssung. Hierbei muss der
Hochw�sserschutz konsequent mit dem N�turschutz verknüpft werden:

o Es sollen n�türliche Retentionsflächen erh�lten und �usgeb�ut werden.
o D�s Schw�mmst�dt-Prinzip wird flächendeckend umgesetzt, um extreme

Niederschläge effizient zu verw�lten, W�sser �ufzunehmen und so die St�dt
widerst�ndsfähiger gegenüber den Folgen des Klim�w�ndels zu m�chen.

Urb�nes Grün und n�chh�ltige St�dtentwicklung
 Begrünung und Erholung: Ziel ist es, 40 % der St�dtfläche zu begrünen. D�s umf�sst:

o N�chh�ltige B�umpflege mit größeren B�umscheiben und Neubepfl�nzungen.
o F�ss�denbegrünung, vor �llem bei öffentlichen Gebäuden und in Neub�uprojekten.
o Bürger*innenvorschläge für Entsiegelung und die Sch�ffung konsumfreier

Aufenth�ltsräume – etw� in modern �usgest�tteten W�ldhütten, die mit Sitzbänken
und Tischen versehen werden.

 W�ld- und W�nderwege: Neben der Aufwertung von N�herholungswäldern wird �uch �uf
die kl�re Differenzierung zwischen �ktiv nutzb�ren N�herholungsgebieten und
n�turbel�ssenen Schutzgebieten ge�chtet.

o W�nderwege wie der Vennb�hnweg sollen durch bessere Beschilderung und
Anbindung �ufgewertet werden.

o Die N�tur soll „�ls N�tur“ beh�ndelt werden – ohne technische Spielereien – um
�uthentische Erholung zu ermöglichen.

 Müllvermeidung und Ressourcenschutz: Um einer erhöhten Müllproduktion
entgegenzuwirken, wird unter �nderem eine Verbr�uchssteuer �uf Einwegverp�ckungen
gefordert. Gleichzeitig sollen Unverp�cktläden unterstützt und region�le Initi�tiven vernetzt
werden, um den Umschwung zu einem flächendeckenden, ressourcenschonenden System zu
erreichen.

Bürger*innenbeteiligung und tr�nsp�rente St�dtpl�nung
 P�rtizip�tion in �llen Prozessen: Bürger*innen, Umweltiniti�tiven, Wissensch�ft und

Umweltverbände gehören in �lle Pl�nungsprozesse eingebunden – von der Verkehrs- und
B�upl�nung bis hin zur Umsetzung des integrierten Klim�schutz-Konzeptes (IKSK).
Vorh�ndene M�ßn�hmen sollen tr�nsp�rent kommuniziert und regelmäßig ev�luiert werden.

 Sozi�le St�dtgest�ltung: Neben infr�strukturellen M�ßn�hmen stehen �uch die Sch�ffung
konsumfreier, öffentlicher Räume im Fokus. Innov�tive Konzepte wie Sitzbänke, Tische in
P�rks und W�ldhütten fördern den sozi�len Zus�mmenh�lt und bieten �rte für
Begegnungen.

Schlusswort
Wir wollen Städte und Gemeinden, in denen kein Mensch zurückgel�ssen wird. D�s heißt: f�ire
Ch�ncen, gesunde Lebensbedingungen, sozi�le Gerechtigkeit und echte Teilh�be für �lle. Wir
fordern eine ges�mtgesellsch�ftliche Anstrengung die insbesondere die schwächsten unserer
Gesellsch�ft, ob Kinder, Alleinerziehende, Rentner*innen oder Erwerbslose in den Blick nimmt
und fördert. Der Zug�ng zu Kultur, Bildung, Mobilität und Wohnr�um muss für �lle möglich sein –
un�bhängig vom Geldbeutel.
Die Region soll ein leuchtendes Beispiel d�für werden, wie Tr�nsform�tion in den Bereichen
Klim�, Mobilität, Energie und St�dtentwicklung gelingen k�nn. Die �rte der Region werden zu
einem �rt, �n dem Kinder sicher spielen, ältere Menschen in begrünten Wohnräumen verweilen



und N�tur �ls �uthentischer Rückzugsort erlebt wird. Durch die konsequente Verbindung von
Klim�schutz, moderner Infr�struktur und umf�ssender Bürger*innenbeteiligung können wir den
Her�usforderungen des Klim�notst�ndes st�ndh�lten – und d�mit glob�l wegweisende lok�le
Lösungen präsentieren.
Unser Leitbild ist kl�r: Städte und Gemeinden, in denen wir solid�risch leben – Jeder n�ch seinen
Fähigkeiten, jedem n�ch seinen Bedürfnissen. Gemeins�m für eine sozi�le und lebenswerte
Zukunft.
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